
Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Drucksache 12/6483 

21. 12. 93 

Sachgebiet 2030 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

A. Zielsetzung 

Nach dem Föderalen Konsolidierungsprogramm leistet auch der 
öffentliche Dienst seinen Beitrag zur Entlastung der öffentlichen 

Haushalte. 

Aus diesem Grunde soll u. a. die sog. Antragsaltersgrenze bei 

Beamten und Richtern heraufgesetzt werden. 

Ferner soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf eine Verbesse-
rung der rechtlichen Möglichkeiten der anderweitigen Verwen-
dung von Beamten, insbesondere im Hinblick auf die Vermeidung 
der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit er-

reicht werden. 

Darüber hinaus soll ermöglicht werden, einen Beamten, der ein mit 
einer Stellenzulage ausgestattetes Amt innehatte, auch ohne seine 

Zustimmung in ein Amt ohne solche Stellenzulage zu versetzen; 
allerdings unter Wahrung seines besoldungsrechtlichen Besitz-

standes. 

B. Lösung 

Der Entwurf sieht im wesentlichen folgende Regelungen vor: 

— Die Antragsaltersgrenze der Beamten und Richter wird vom 

vollendeten 62. auf das vollendete 63. Lebensjahr heraufgesetzt 
(§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BBG/§ 26 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BRRG). Bei 
Vorliegen dringender dienstlicher Belange soll die bisherige 
Antragsaltersgrenze beibehalten werden, um Härten zu ver-
meiden und Handlungsspielräume insbesondere unter perso-

nalwirtschaftlichen Erfordernissen zu wahren. Dem notwendi-
gen Vertrauensschutz tragen der späte Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Vorschriften und die Übergangsregelungen des 
§ 42 Abs. 5 Satz 2 BBG/§ 26 Abs. 5 Satz 2 BRRG, § 48 b 

Abs. 4/§ 76a Abs. 6 DRiG Rechnung. 
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— Beamten kann zur Vermeidung ihrer Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit auch ein Amt einer anderen 
Laufbahn, für die sie die Befähigung noch nicht besitzen, 
übertragen werden. Es besteht eine Pflicht des betroffenen 
Beamten zur Teilnahme an der für den Erwerb der Laufbahn-
befähigung erforderlichen Maßnahme (§ 42 Abs. 3 BBG/§ 26 
Abs. 3 BRRG). 

— Im Hinblick auf das Zustimmungserfordernis bei der Verset-

zung von Beamten (§ 26 Abs. 1 Satz 2 BBG/§ 18 Abs. 1 Satz 2 
BRRG) gelten Stellenzulagen nicht als Bestandteile des Grund-
gehaltes. Die besoldungsrechtliche Stellung des Beamten wird 
durch die Neufassung des § 13 Abs. 5 BBesG gewahrt. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf notwendige Folgeände-
rungen des Beamtenversorgungsgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Heraufsetzung der Antragsaltersgrenze sind im Bundes-
haushalt Einsparungen an Versorgungskosten von 25 Mio. DM 
jährlich zu erwarten. Bei einer Übernahme der Regelung durch die 
Länder werden Versorgungskosten von 95 Mio. DM jährlich 
eingespart. Durch die Änderung des § 42 Abs. 3 BBG (§ 26 Abs. 3 
BRRG) — Rehabilitation vor Versorgung — entstehen ebenfalls 
Einsparungen, die von der Anzahl der betroffenen Beamten abhän-
gen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (132) — 221 00 — Di 52/93 
Bonn, den 21. Dezember 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Zwölften Gesetzes zur.  Änderung dienstrechtlicher Vorschriften (12. Dienstrechts-
änderungsgesetz) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. September 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 479), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 26 Abs. 1 Satz 2 wird der letzte Teilsatz wie folgt 
gefaßt: 

„Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestand

-

teile des Grundgehaltes." 

2. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Von der Versetzung des Beamten in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit soll abge-
sehen werden, wenn ihm ein anderes Amt 
derselben oder einer anderen Laufbahn über-
tragen werden kann. In den Fällen des Satzes 1 
ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne 
Zustimmung des Beamten zulässig, wenn das 
neue Amt zum Bereich desselben Dienstherrn 
gehört, es mit mindestens demselben End-
grundgehalt verbunden ist wie das bisherige 
Amt und wenn zu erwarten ist, daß der Beam-
te den gesundheitlichen Anforderungen des 
neuen Amtes genügt; Stellenzulagen gelten 
hierbei nicht als Bestandteile des Grundgehal-
tes. Besitzt der Beamte nicht die Befähigung für 
die andere Laufbahn, hat er an Maßnahmen für 
den Erwerb der neuen Befähigung teilzuneh-
men. Dem Beamten kann zur Vermeidung sei-
ner Versetzung in den Ruhestand unter Beibe-
haltung seines Amtes ohne seine Zustimmung 
auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb 
seiner Laufbahngruppe übertragen werden, 
wenn eine anderweitige Verwendung nicht 
möglich ist und dem Beamten die Wahrneh-
mung der neuen Aufgabe unter Berücksichti-
gung seiner bisherigen Tätigkeit zuzumuten 
ist. " 

b) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „zwei-
undsechzigste" durch das Wort „dreiundsech-
zigste" ersetzt. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Wenn dringende dienstliche Interessen es 
erfordern, kann der Beamte auf Lebenszeit auf  

seinen Antrag nach Vollendung des zweiund-
sechzigsten Lebensjahres in den Ruhestand ver-
setzt werden; die Entscheidung trifft die oberste 
Dienstbehörde. Für Beamte, denen vor dem 
1. Juli 1994 auf Antrag Teilzeitbeschäftigung 
oder Urlaub nach § 72a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
oder 4 bewilligt worden ist, gilt für die Bestim-
mung des Beginns des Ruhestandes im Sinne 
dieser Vorschrift Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 in der bis 
zum 30. Juni 1994 geltenden Fassung fort."  

Artikel 2 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 462), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 18 Abs. 1 Satz 2 wird der letzte Teilsatz wie folgt 
gefaßt: 

„Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestand-
teile des Grundgehaltes." 

2. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Von der Versetzung des Beamten in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit soll abge-
sehen werden, wenn ihm ein anderes Amt 
derselben oder einer anderen Laufbahn über-
tragen werden kann. In den Fällen des Satzes 1 
ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne 
Zustimmung des Beamten zulässig, wenn das 
neue Amt zum Bereich desselben Dienstherrn 
gehört, es mit mindestens demselben End-
grundgehalt verbunden ist wie das bisherige 
Amt und wenn zu erwarten ist, daß der Beam-
te den gesundheitlichen Anforderungen des 
neuen Amtes genügt; Stellenzulagen gelten 
hierbei nicht als Bestandteile des Grundgehal-
tes. Besitzt der Beamte nicht die Befähigung für 
die andere Laufbahn, hat er an Maßnahmen für 
den Erwerb der neuen Befähigung teilzuneh-
men. Dem Beamten kann zur Vermeidung sei-
ner Versetzung in den Ruhestand unter Beibe-
haltung seines Amtes ohne seine Zustimmung 
auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb 
seiner Laufbahngruppe übertragen werden, 
wenn eine anderweitige Verwendung nicht 
möglich ist und dem Beamten die Wahrneh-
mung der neuen Aufgabe unter Berücksichti-
gung seiner bisherigen Tätigkeit zuzumuten 
ist. " 
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b) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort  „zwei-
undsechzigste" durch das Wort „dreiundsech-
zigste" ersetzt. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
der Beamte auf Lebenszeit auf seinen Antrag 
nach Vollendung des zweiundsechzigsten Le-
bensjahres in den Ruhestand versetzt werden 
kann, wenn dringende dienstliche Interessen es 
erfordern. Für Beamte, denen vor dem 1. Juli 
1994 auf Antrag Teilzeitbeschäftigung oder 
Urlaub nach § 44 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 4 
bewilligt worden ist, gilt für die Bestimmung des 
Beginns des Ruhestandes im Sinne dieser Vor-
schrift Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 
30. Juni 1994 geltenden Fassung fort." 

Artikel 3 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 1992 (BGBl. I S. 409), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

§ 13 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Scheidet ein Beamter oder Soldat aus dienstli-
chen Gründen aus seiner Verwendung aus, um auf 
Dauer eine andere Verwendung zu übernehmen und 
verringert sich dadurch sein Grundgehalt, so erhält er 
eine ruhegehaltfähige Ausgleichszulage entspre-
chend Absatz 1 Satz 2. Zum Grundgehalt gehören 
auch Stellenzulagen, die im Zeitpunkt des Ausschei-
dens bei einer Versetzung in den Ruhestand zu den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen gehören würden. 
Die Ausgleichszulage ist nicht ruhegehaltfähig, wenn 
sie für eine weggefallene Stellenzulage gewährt wird, 
die im Zeitpunkt der Versetzung oder des Eintritts in 
den Ruhestand zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen gehört. Die Ausschluß- und Anrechnungsrege-
lungen der weggefallenen Stellenzulagen gelten ent-
sprechend auch für die Ausgleichszulage." 

Artikel 4 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Oktober 1990 (BGBl. I 

 S. 2298), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 14 Abs. 3 Satz 1 werden nach den Worten „nach 
§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2" die Worte „oder Abs. 5" 
angefügt. 

2. In § 85 Abs. 5 Satz 2 werden nach den Worten 
„nach § 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2" die Worte „oder 
Abs. 5" angefügt. 

Artikel 5 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „zwei-
undsechzigsten" durch das Wort „dreiundsech-
zigsten" ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Antrag nach Nummer 2 dar f nur entspro-
chen werden, wenn sich der Richter unwiderruf-
lich dazu verpflichtet, aus Beschäftigungen oder 
Erwerbstätigkeiten durchschnittlich im Monat 
nicht mehr als den Betrag hinzuzuverdienen, 
der ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße 
(§ 14 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Beamtenversor-
gungsgesetzes) beträgt." 

2. In § 48b wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Wenn vor dem 1. Juli 1994 Urlaub nach 
Absatz 1 bewilligt worden ist, gilt für die Bestim-
mung des Beginns des Ruhestandes im Sinne 
dieser Vorschrift § 48 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 in der bis 
zum 30. Juni 1994 geltenden Fassung fort." 

3. Dem § 76 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
entsprechend § 48 Abs. 3 ein Richter auf seinen 
Antrag vorzeitig in den Ruhestand zu versetzen 
ist." 

4. In § 76a wird nach Absatz 5 folgender Absatz 6 
angefügt: 

„(6) Durch Gesetz ist vorzusehen, daß für die 
Bestimmung des Beginns des Ruhestandes im 
Sinne des Absatzes 2 die bis zum 30. Juni 1994 
geltenden Vorschriften über den Eintritt in den 
Ruhestand fortgelten, wenn vor dem 1. Juli 1994 
Teilzeitbeschäftigung oder Urlaub nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 oder 4 bewilligt worden  ist."  

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 

(2) Abweichend hiervon treten Artikel 1 Nr. 2 
Buchstabe b und c sowie Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b 
und c sowie Artikel 4 und 5 Nr. 1 Buchstabe a und 
Nr. 2 bis 4 am 1. Juli 1994 in Kraft. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 26 Abs. 1 Satz 2 BBG) 

Nach § 26 Abs. 1 Satz 2 BBG ist eine Versetzung eines 
Beamten in ein anderes Amt ohne seine Zustimmung 
insbesondere nur dann zulässig, wenn das neue Amt 
mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbun-
den ist wie das bisherige Amt. Die Vorschrift 
bestimmte insoweit bisher, daß Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen als Bestandteile des, 
Grundgehalts gelten. 

Die vorgesehene Neufassung dient einer Verbesse-
rung der rechtlichen Möglichkeiten der anderweiti-
gen Verwendung von Beamten im Hinblick auf das 
Zustimmungserfordernis bei Einbeziehung der Stel-
lenzulagen in das Grundgehalt. Bezüglich der Amts-
zulagen tritt keine Änderung der geltenden Rechts-
lage ein, da die Amtszulagen bereits nach § 42 Abs. 2 
Satz 2 BBesG als Bestandteile des Grundgehaltes 
gelten. Die bisherige besoldungsrechtliche Stellung 
des Beamten wird hinsichtlich der ruhegehaltfähigen 
Stellenzulagen durch die neue Fassung des § 13 Abs. 5 
BBesG (vgl. Artikel 3) gewahrt. 

Zu Nummer 2a (§ 42 Abs. 3 BBG) 

Bei der Neufassung handelt es sich um eine Erweite-
rung der Regelung des seit dem 1. Januar 1992 
geltenden, mit dem „Gesetz zur Änderung des Beam-
tenversorgungsgesetzes und sonstiger dienst- und 
versorgungsrechtlicher Vorschriften" (BGBl. I S. 2218) 
eingefügten § 42 Abs. 3 BBG. Die Anwendung dieser 
Vorschrift in der Praxis hat gezeigt, daß eine ander-
weitige Verwendung von Beamten, die ansonsten in 
den vorzeitigen Ruhestand versetzt werden müßten, 
in „derselben" oder einer „gleichwertigen" Laufbahn 
aufgrund der speziellen Ausrichtung einzelner Lauf-
bahnen im Einzelfall Probleme bereiten kann. Die 
konsequente Umsetzung der Nummer 3.4 der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vom 10. März 
1989 — keine Dienstunfähigkeit, wenn eine amtsan-
gemessene Tätigkeit auf einem anderen Dienstposten 
zumutbar ist (Rehabilita tion vor Versorgung) — erfor-
dert es daher, daß Beamten, deren Versetzung in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit vermieden wer-
den soll und deren Verwendung in derselben oder 
einer gleichwertigen Laufbahn nicht möglich ist, auch 
ein Amt einer anderen Laufbahn, für die sie die 
Befähigung noch nicht haben, übertragen werden 
kann. 

Im Hinblick auf den grundsätzlichen Anspruch auf 
eine dem statusrechtlichen Amt entsprechende Ver-
wendung kann jedoch die Übertragung des Amtes 
einer anderen Laufbahn nur in den Grenzen der 
Zumutbarkeit in Betracht kommen. Soweit kein Amt 

einer gleichwertigen Laufbahn zur Verfügung steht, 
sollte es sich deshalb um eine der bisherigen Laufbahn 
nach der Art  der Tätigkeit wenigstens teilweise ver-
gleichbare Laufbahn handeln. Die erforderlichen 
Maßnahmen (z. B. theoretische und praktische Unter-
weisung, aber auch freiwillige Teilnahme am Vorbe-
reitungsdienst und Laufbahnprüfung) verfolgen das 
Ziel, auf einer voneinander abweichenden Ausbil-
dung beruhende Defizite auszugleichen, um den 
Beamten die gleichen Werdegangsmöglichkeiten zu 
eröffnen wie den übrigen Angehörigen der Ziellauf-
bahn. 

Satz 4 entspricht Satz 2 der bisher geltenden Fas-
sung. 

Hinsichtlich der Änderung des letzten Teilsatzes der 
derzeit gültigen Fassung des § 42 Abs. 3 Satz 1 BBG 
wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 verwie-
sen. 

Zu Nummer 2b (§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BBG) 

Die Neuregelung ändert im Bundesbereich die Vor-
schrift über die Versetzung in den Ruhestand auf 
Antrag des Beamten. Diese war bisher ab Vollendung 
des 62. und ist zukünftig erst ab Vollendung des 
63. Lebensjahres möglich. 

Die zu erwartende Entwicklung der erwerbsfähigen 
Bevölkerung, ferner eine steigende Lebenserwartung 
und die zunehmende Bereitschaft, auch im vorgerück-
ten Alter einer beruflichen Tätigkeit nachzugehen, 
wirken sich auch im öffentlichen Dienst aus. Deshalb 
ist die Anhebung der Antragsaltersgrenze für Beamte 
um ein Jahr sachlich gerechtfertigt. Dabei können 
auch erhebliche Einsparungen bei den Versorgungs-
kosten erzielt werden. 

Zu Nummer 2c (§ 42 Abs. 5 — neu — BBG) 

In einzelnen Verwaltungsbereichen oder Behörden 
könnte es notwendig werden, einem zu erwartenden 
Personalüberhang entgegenzuwirken oder besonders 
ausgeprägte personalwirtschaftliche Strukturproble-
me abzumildern. Für diese Fälle ist eine auf eng 
begrenzte Ausnahmesituationen eingeschränkte An-
wendung der bisherigen Antragsaltersgrenze erfor-
derlich. Mit der Regelung in § 42 Abs. 5 Satz 1 BBG soll 
insoweit die gebotene Flexibilität in der Verwaltungs-
praxis sichergestellt werden. Um innerhalb der einzel-
nen Ressorts eine einheitliche Handhabung zu ge-
währleisten, liegt die Entscheidungszuständigkeit bei 
der jeweiligen obersten Dienstbehörde. 

Die Regelung in Satz 2 stellt klar: In den hier in Rede 
stehenden Fällen soll übergangsweise die bisherige 
Antragsaltersgrenze des vollendeten 62. Lebensjah- 
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res berücksichtigt werden. Eine entsprechende Über-
gangsvorschrift für den betroffenen Personenkreis ist 
aus Gründen des Vertrauensschutzes erforderlich. 

Zu Artikel 2 

Zu den Nummern 1 
und 2 Buchstabe a (§ 18 Abs. 1 Satz 2 und § 26 

Abs. 3 BRRG) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 a gilt 
entsprechend. 

Die Neufassung von § 26 Abs. 3 soll eine einheitliche 
Praxis im gesamten öffentlichen Dienst gewährlei-
sten. 

Zu Nummer 2 
Buchstabe b und c (§ 26 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 

Abs. 5 — neu BRRG) 

Die Regelungen entsprechen denen des Artikels 1 
Nr. 2 Buchstabe b und c (Änderung des § 42 BBG). 

Da es sich bei der Vorschrift über die Versetzung in 
den Ruhestand auf Antrag des Beamten um einen 
wesentlichen Grundtatbestand des Beamtenverhält-
nisses handelt, erscheint eine für Bund und Länder 
einheitliche Regelung geboten. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß beim Ausscheiden aus 
einer Verwendung aus dienstlichen Gründen Verrin-
gerungen des Grundgehalts und der Verlust einer 
ruhegehaltfähigen Stellenzulage ausgeglichen wer-
den. Die Regelung liegt im Interesse der Verbesse-
rung der Möglichkeit einer anderweitigen Verwen-
dung; sie ist insbesondere auch zur Vermeidung einer 
Versetzung in den Ruhestand sachgerecht. Die Rege-
lung entspricht dem Interesse der Beamten und 
berücksichtigt auch die Belange des Dienstherrn und 
der Allgemeinheit. 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 (§ 14 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG) 

Folgeänderung aus Artikel 1 (Artikel 2) Nr. 2 Buch-
stabe c. 

Zu Nummer 2 (§ 85 Abs. 5 Satz 2 BeamtVG) 

Folgeänderung aus Artikel 1 (Artikel 2) Nr. 2 Buch-
stabe c. 

Zu Artikel 5 

Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 48 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
DRiG) 

Die Antragsaltersgrenze wird auch für Richter um ein 
Jahr angehoben. Hierfür sprechen die gleichen 
Gründe, die zuvor (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nr. 2 Buchstabe b) für die entsprechenden Änderun-
gen des Beamtenrechts aufgeführt sind. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 48 Abs. 3 Satz 2 
DRiG) 

Die Neuregelung entspricht den im Beamtenrecht 
bereits mit Gesetz vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I 
S. 2218) eingeführten Regelungen. Sie dient insoweit 
lediglich der Angleichung des Richterrechts an die für 
Beamte geltenden Vorschriften des § 42 Abs. 4 Satz 2 
BBG, § 26 Abs. 4 Satz 2 BRRG. 

Zu Nummer 2 (§ 48b Abs. 4 — neu — DRiG) 

Es handelt sich um eine Übergangsregelung, die 
insbesondere dem notwendigen Vertrauensschutz für 
den betroffenen Personenkreis in angemessener 
Weise Rechnung trägt. Es wird dabei davon ausge-
gangen, daß die Beurlaubung aus Arbeitsmarktgrün-
den für Richter über den 31. Dezember 1993 hinaus 
verlängert wird (vorgesehen in Artikel 4 des Ent-
wurfs eines Zehnten Gesetzes zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften — BT-Drucksache 12/3791). 

Zu Nummer 3 (§ 76 Abs. 3 — neu — DRiG) 

Den Ländern bleibt — wie nach bisheriger Rechts-
lage — freigestellt, ob sie für Richter eine Antragsal-
tersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand festset-
zen. Wenn Länder sich hierfür entscheiden, müssen 
sie eine dem § 48 Abs. 3 entsprechende Regelung 
schaffen. Dabei sind auch die in § 48 Abs. 3 festgeleg-
ten Altersgrenzen für den Landesgesetzgeber bin-
dend. Wie für Beamte (vgl. dazu Artikel 2 Nr. 2 
Buchstabe b) erscheint auch für Richter eine einheit-
liche Regelung geboten. 

Zu Nummer 4 (§ 76a Abs. 6 — neu — DRiG) 

Die Regelung gibt den Landesgesetzgebern die 
wesentlichen Grundlagen für eine Übergangsrege-
lung vor, die insbesondere dem Vertrauensschutz des 
betroffenen Personenkreises in angemessener Weise 
Rechnung trägt. Es wird hier zugrunde gelegt, daß die 
Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung und Be-
urlaubung nach § 76a Abs. 2 über den 31. De-
zember 1993 hinaus verlängert wird (vgl. Artikel 4 des 
Entwurfs eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften — BT-Drucksache 
12/3791). 
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Zu Artikel 6 (Inkrafttretensklausel) 

Preiswirkungsklausel 

Durch die Heraufsetzung. der Antragsaltersgrenze 
vom 62. grundsätzlich auf das 63. Lebensjahr sind im 
Bundeshaushalt Einsparungen an Versorgungskosten 
von 25 Mio. DM jährlich zu erwarten. Bei einer 
Übernahme der Regelung durch die Länder werden 
Versorgungskosten von 95 Mio. DM jährlich einge-
spart. Die Einsparungen bei einer Änderung des § 42 
Abs. 3 BBG (§ 26 Abs. 3 BRRG) — Rehabilitation vor 
Versorgung — lassen sich nicht abschätzen, da nicht 
absehbar ist, wie viele Beamte von der Regelung 
erfaßt werden. 

Die Auswirkungen der Maßnahmen auf die öffentli-
chen Haushalte sind bezogen auf deren Gesamtvolu-
men verhältnismäßig begrenzt. Spürbare Auswirkun-
gen auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage sind 
daher nicht zu erwarten. Insoweit ist auch nicht mit 
Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau und 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau zu rech-
nen. 

Stellungnahme der Spitzenorganisationen 

Der Deutsche Beamtenbund, der Deutsche Gewerk-
schaftsbund und der Deutsche Richterbund lehnen 
den Gesetzentwurf ab; der Christliche Gewerk-
schaftsbund Deutschlands spricht sich überwiegend 
dagegen aus. Der Bund Deutscher Verwaltungsrichter 
stimmt ihm zu. 

Deutscher Beamtenbund 

Hinsichtlich der beabsichtigten Heraufsetzung der 
Antragsaltersgrenzen macht der Deutsche Beamten-
bund geltend, daß das Vorhaben im Widerspruch zu 
Überlegungen stehe, den Übergang vom aktiven 
Berufsleben in den Ruhestand flexibler zu gestalten. 
Hinzu komme, daß mit dem Gesetz zur Änderung des 
Beamtenversorgungsgesetzes und sonstiger dienst- 
und versorgungsrechtlicher Vorschriften vom 18. De-
zember 1989 ein Versorgungsabschlag für die Fälle 
eingeführt worden ist, in denen ein Beamter von der 
Antragsaltersgrenze Gebrauch macht. Die jetzt vorge-
sehene Neuregelung bedeute demgegenüber eine 
(weitere) Verschlechterung, so daß eine Korrektur des 
§ 85 Abs. 5 BeamtVG notwendig sei. 

Die Übergangsregelung in den Artikeln 1 und 2 Nr. 2 
Buchstabe c (§ 42 Abs. 5 Satz 2 BRRG, § 26 Abs. 5 Satz 2 
BBG) sollte nicht auf Fälle arbeitsmarktpolitischer 
Freistellungen vom Dienst beschränkt, sondern auf 
die übrigen familienpolitischen Teilzeitbeschäftigun-
gen und sonstigen Beurlaubungen erstreckt wer-
den. 

Im übrigen müsse der angenommene Einspareffekt 
bezweifelt werden. 

Die Regelungen, die die anderweitige Verwendung 
von Beamten zur Vermeidung der Versetzung in den 
Ruhestand verbessern sollen (Rehabilitation vor Ver

-

sorgung) hält der Deutsche Beamtenbund für zu 
pauschal. So könne insbesondere von älteren Beam-
ten die Ablegung einer Laufbahnprüfung für die neue 
Laufbahn nicht mehr verlangt werden. Auch hält der 
DBB Verwaltungsvorschriften für erforderlich, um 
nähere Bestimmungen zur Zumutbarkeit einer ander-
weitigen Amtsübertragung zu treffen. 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

Der Gesetzentwurf sei kein geeigneter Ansatz zur 
Lösung der Probleme der Lebens- und Wochenar-
beitszeit. Angesichts hoher Arbeitslosigkeit und Früh-
invalidität sei das Vorhaben, Beamte grundsätzlich 
ein Jahr länger im Dienst zu halten, kontraproduktiv. 
Auch der DGB zweifelt das angegebene Sparvolumen 
von 25 Mio. DM jährlich an, zumal bei Bahn und Post 
weniger als 10 v. H. der Beamten unter Inanspruch-
nahme der Antragsaltersgrenze von 62 Jahren pensio-
niert werde. Der Gesetzentwurf trage dem notwendi-
gen Vertrauensschutz nicht Rechnung, insbesondere 
im Hinblick auf die Übergangsregelungen des Beam-
tenversorgungsgesetzes 1992. 

Wegen der Abschläge bei der Beamtenversorgung ab 
dem Jahr 2002 nach dem BeamtVGÄndG stelle sich 
außerdem die Frage einer Revision der jetzigen 
Altersgrenzenregelungen. 

Im übrigen müßten die Übergangsregelungen der 
Artikel 1 und 2 Nr. 2 Buchstabe c des Gesetzentwurfs 
(§ 42 Abs. 5 Satz 2 BRRG, § 26 Abs. 5 Satz 2 BBG) auf 
alle Beurlaubten erstreckt werden. 

Bei den vorgesehenen Verbesserungen der „Rehabi-
litation vor Versorgung" fehle es an einem Gesamt-
konzept für die berufliche und medizinische Rehabi-
litation; die vorgesehenen Maßnahmen zum Erwerb 
der Befähigung in der neuen Laufbahn seien kosten-
aufwendig. Eine Umsetzung der betroffenen Beamten 
ohne deren Zustimmung sei wenig effektiv. Jedenfalls 
aber müßte in der neuen Laufbahn die volle Aufstiegs-
möglichkeit gewährleistet sein. 

Deutscher Richterbund 

Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs zur Herauf-
setzung der Antragsaltersgrenze für Richter werden 
insbesondere wegen der künftigen Auswirkungen des 
BeamtVGÄndG (Versorgungsabschlag vom 62. Le-
bensjahr ab) abgelehnt. Auch hätten Beamte und 
Richter durch die für 1993 vorgesehene zeitliche 
Verschiebung der Besoldungs- und Versorgungsan-
passung einen überproportionalen Beitrag im Rah-
men des Solidarpaktes geleistet. 

Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 

Der Heraufsetzung der Antragsaltersgrenze werde 
nicht zugestimmt, weil sie den gesundheitlichen Ver-
schleiß einer großen Zahl lebensälterer Beamten nicht 
berücksichtige. Der Maßnahme sei auch angesichts 
der derzeitigen hohen Arbeitslosigkeit zu widerspre- 
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chen. Hinzu komme, daß die betroffenen Beamten die 
staatliche Ordnung unter schwierigen Bedingungen 
hätten aufbauen müssen. Es sei besser, es bei der 
bisherigen Antragsaltersgrenze von 62 zu belassen 
und statt dessen die gesetzliche Altersgrenze mehr zu 
flexibilisieren. 

Bei den vorgesehenen Maßnahmen zur „Rehabilita-
tion vor Versorgung" sei die Notwendigkeit einer 
Regelung nicht einzusehen, zumal die Einsparungen 
nicht meßbar seien. 

Zu diesen Stellungnahmen ist zu bemerken: 

1. Antragsaltersgrenze 

Die Heraufsetzung der Antragsaltersgrenze dient vor 
allem der Einsparung von Haushaltsmitteln in Bund 
und Ländern in der vorausgeschätzten Höhe und wird 
daher in der konkreten Situation als unverzichtbar 
angesehen. Eine Ausdehnung der Übergangsrege-
lungen auf alle bewilligten Beurlaubungen erscheint 
sowohl vom notwendigen Vertrauensschutz her als 
auch im Hinblick auf die Zahl entscheidungsrelevan-
ter Fälle entbehrlich. 

Im übrigen soll die Regelung über die Antragsalters-
grenze zu gegebener Zeit überprüft werden. 

Die gesetzliche Altersgrenze (65. Lebensjahr) ist erst 
kürzlich bedingt flexibilisiert worden (§ 41 Abs. 2 

BBG, § 25 Abs. 2 BRRG). Diese Vorschriften müssen 
jetzt vorerst evaluie rt  werden. 

2. Rehabilitation vor Versorgung 

Die Regelungen, die die anderweitige Verwendung 
von Beamten zur Vermeidung der Versetzung in den 
Ruhestand verbessern sollen, dienen nicht nur den 
Belangen der öffentlichen Verwaltung; sie liegen 
vornehmlich im Interesse der betroffenen Beamten 
selbst, denen die Möglichkeit weiterer Tätigkeit und 
beruflicher Entfaltung im Beamtenverhältnis eröffnet 
wird. Die Beamten werden voll in die andere Lauf-
bahn integriert. Besoldungsrechtliche Einbußen wer-
den dabei vermieden. 

Die neuen Vorschriften sollen einzelfallbezogen 
angewandt werden. Der Erlaß von Verwaltungsvor-
schriften zur generellen Bestimmung der Zumutbar-
keit empfiehlt sich daher nicht. Im übrigen sind die 
Maßnahmen Teil der beruflichen Rehabilitation, 
deren Möglichkeiten verbessert werden sollen. Die 
medizinische Rehabilitation ist insoweit gewährlei-
stet, als Beamte bei Dienstunfall Leistungen der 
Unfallfürsorge erhalten, in den anderen Fällen stellt 
der Dienstherr über die aus seinen Dienstbezügen zu 
finanzierende Eigenvorsorge (in der Regel durch 
Abschluß einer privaten Krankenversicherung) hin-
aus Beihilfen nach den Beihilfevorschriften zur Verfü-
gung.  



Drucksache 12/6483 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b (§ 26 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 BRRG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob eine Übergangsregelung in 
das Gesetz aufzunehmen ist, dergestalt, daß die 
Verlängerung für einen Übergangszeitraum von 
drei Jahren gestaffelt wird. 

Begründung 

Beamte der Jahrgänge 1932 bis 1935 sind durch die 
vorgesehene Änderung besonders hart betroffen, 
da sie sich auf ihre Zukunftsplanung für die näch-
sten Jahre unmittelbar auswirkt. Um den Stichtag 
1. Juli 1994 abzumildern, sollte eine Übergangsre-
gelung geschaffen werden, nach der die Alters-
grenze über einen Zeitraum von drei Jahren stu-
fenweise erhöht wird. 

2. Zu Artikel 2 Nr. 3 — neu — (§ 101 Abs. 3 BRRG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 2 folgende Nummer 3 
anzufügen: 

„3. § 101 Abs. 3 wird gestrichen." 

Begründung 

Es ist strittig, ob und inwieweit § 101 Abs. 3 BRRG 
als Spezialnorm für Polizeivollzugsbeamte die 
Anwendung der allgemeinen Vorschrift des § 26 
Abs. 3 (insbesondere dessen Satz 4) BRRG (neu) 
ausschließt. Im Hinblick auf die Neuregelung 
des § 26 Abs. 3 ist § 101 Abs. 3 BRRG entbehr-
lich. 

Eine Nichtanwendung auf Polizeivollzugsbeamte 
wäre nicht sachgerecht, da wegen der hohen phy-
sischen Anforderungen an die Polizeidienstfähig-
keit viele Polizeivollzugsbeamte schon dienstunfä-
hig wären, die den geistigen und körperlichen 
Anforderungen in anderen Laufbahnen noch voll 
genügen würden. Die weitgehenden Möglichkei-
ten der anderweitigen Verwendung sollen daher 
auch für Polizeivollzugsbeamte gelten. 

3. Zu Artikel 3 (§ 13 Abs. 5 BBesG) 

In Artikel 3 ist § 13 Abs. 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Scheidet ein Beamter oder Soldat aus dienst-
lichen Gründen aus seiner Verwendung aus, um 
auf Dauer eine andere Verwendung zu überneh-
men und verringert sich durch den Wegfall einer 
ruhegehaltfähigen Stellenzulage sein Grundge-
halt, so erhält er eine ruhegehaltfähige Ausgleichs-
zulage entsprechend Absatz 1 Satz 2. Satz 1 gilt 
entsprechend beim Wegfall von anderen Stellen-
zulagen, die im Zeitpunkt des Ausscheidens bei 
einer Versetzung in den Ruhestand zu den ruhege-
haltfähigen Dienstbezügen gehören würden. Die 
Ausschluß- und Anrechnungsregelungen, die für 
die weggefallenen Stellenzulagen gelten, sind 
auch auf die Ausgleichszulage anzuwenden." 

Begründung 

Durch die Änderung des Satzes 1 wird klargestellt, 
daß Absatz 5 nur den Wegfall einer ruhegehaltfä-
higen Stellenzulage ausgleichen soll. Sonstige Ver-
ringerungen des Grundgehalts durch Ausscheiden 
aus der Verwendung werden wie bisher nach § 13 
Abs. 1 bis 3 BBesG ausgeglichen. 

Satz 2 wird der Änderung des Satzes 1 redaktionell 
angepaßt. 

Satz 3 wird gestrichen, weil die Unterscheidung 
zwischen ruhegehaltfähigen und nichtruhegehalt-
fähigen Ausgleichszulagen im Hinblick auf die 
Regelungen in § 13 Abs. 1 bis 3 BBesG sachlich 
unbegründet ist. Durch die Anwendung des § 13 
Abs. 1 Satz 2 BBesG bei der Ermittlung der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge ist — wie bei den 
ruhegehaltfähigen Ausgleichszulagen nach § 13 
Abs. 1 bis 3 BBesG — eine Berücksichtigung der 
Ausgleichszulage neben einer Stellenzulage nach 
Vorbemerkung Nr. 3a zu den Bundesbesoldungs-
ordnungen A und B oder vergleichbaren Vorschrif-
ten ausgeschlossen. 

Die Änderung in Satz 3 (bisher Satz 4) stellt sicher, 
daß alle für eine Stellenzulage geltenden Aus-
schluß- und Anrechnungsregelungen auch auf die 
Ausgleichszulage anzuwenden sind, nicht nur die 
bei der jeweiligen Stellenzulage selbst geregel-
ten. 

Die Änderungen führen nicht zu Mehrkosten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung spricht sich gegen eine Über-
gangsregelung aus, nach der die Antragsaltersgrenze 
über einen Zeitraum von drei Jahren stufenweise 
erhöht wird. 

Der Gesetzentwurf enthält bereits Bestimmungen, die 
dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes Rech-
nung tragen: 

— der späte Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset-
zes (1. Juli 1994), 

— die Vorschriften zugunsten teilzeitbeschäftigter 
und beurlaubter Beamter (Artikel 1 und Artikel 2 
Nr. 2 Buchstabe c BRRG). 

Außerdem soll die bisherige Antragsaltersgrenze 
(vollendetes 62. Lebensjahr) für die Fälle beibehalten 
werden, in denen dringende dienstliche Interessen 
dies erfordern. 

Die Bundesregierung verweist darauf, daß der Ge-
setzentwurf einen Beitrag im Rahmen der Beschlüsse 
zum Föderalen Konsolidierungsprogramm, dem auch 
die Lander zugestimmt haben, darstellt. 

Zu Nummer 2 

Der Bundesrat hat bereits in seiner Stellungnahme 
zum Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Ände-
rung dienstrechtlicher Vorschriften (BT-Drucksache 
12/3791) die Streichung des § 101 Abs. 3 BRRG 

vorgeschlagen. Die Bundesregierung hat diesem Vor-
schlag zugestimmt (Nummer 2 der Anlage 3 der 
BT-Drucksache 12/3791). 

Zu Nummer 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Die anderweitige Fassung des § 13 Abs. 5 ist sachge-
recht. 

Preiswirkungsklausel 

Soweit die Bundesregierung in dieser Gegenäuße-
rung Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu-
stimmt, haben diese kostenneutrale Klarstellungen 
oder redaktionelle Änderungen zum Gegenstand, so 
daß preisliche Auswirkungen nicht zu erwarten 
sind. 

Stellungnahme der Spitzenorganisationen 

Der Deutsche Beamtenbund (DBB), der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) und der Deutsche Richter-
bund (DRiB) halten an ihrer Ablehnung des Gesetz-
entwurfs fest. 

Der Deutsche Beamtenbund und der Deutsche Rich-
terbund treten hilfsweise der Stellungnahme des Bun-
desrates bei. 




